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Pflegeversicherung unter Druck: Solidarität, Eigenanteil und politische
Zumutungen
C1.2 - DEMOGRAFISCHER WANDEL UND PFLEGEÖKONOMIE: WENN FÜRSORGE ZUR SYSTEMFRAGE WIRD

Wortschatz zum Text

Deutsch Englisch / Erklärung

die Pflegeversicherung long-term care insurance

der Eigenanteil personal contribution / out-of-pocket share

die Solidarität solidarity

die Beitragsfinanzierung contribution-based financing

die Umlagefinanzierung pay-as-you-go financing

die Pflegeleistung care benefit

die Leistungsgrenze benefit limit

die Kostensteigerung cost increase

die Pflegekosten care costs

die Heimplatzkosten nursing home costs

die Personalkosten staff costs

die Tarifbindung collective wage agreement coverage

die Fachkräftelücke shortage of skilled workers

die Beitragszahler contributors

die Generationengerechtigkeit intergenerational justice

die Belastungsgrenze burden limit

die Sozialhilfe social assistance

die Bedürftigkeitsprüfung means test

die Vermögensprüfung asset assessment

die Teilkaskoversicherung partial coverage insurance



Deutsch Englisch / Erklärung

die Vollversicherung full insurance

die Finanzierungslücke funding gap

die Leistungsausweitung expansion of benefits

die Reformdebatte reform debate

die Steuerfinanzierung tax financing

die Beitragsanhebung contribution increase

die Kostenbegrenzung cost limitation

die Versorgungsqualität quality of care

die Pflegebedürftigkeit need for care

die Anspruchsberechtigung eligibility

die politische Zumutung political imposition / burden

die Umverteilung redistribution

die soziale Spaltung social division

die Planbarkeit predictability

die Versorgungssicherheit security of care provision

die Risikoteilung risk sharing

die private Vorsorge private provision

die öffentliche Verantwortung public responsibility

beitragsfinanziert financed by contributions

solidarisch solidarity-based

gedeckelt capped

existenzbedrohend threatening livelihood

reformbedürftig in need of reform

Meine zusätzlichen Wörter / Notizen:
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C1.2

Pflegeversicherung unter Druck: Solidarität, Eigenanteil und politische
Zumutungen
C1.2 - DEMOGRAFISCHER WANDEL UND PFLEGEÖKONOMIE: WENN FÜRSORGE ZUR SYSTEMFRAGE WIRD

Pflegebedürftigkeit ist ein Risiko, das viele Menschen theoretisch anerkennen, aber praktisch gern verdrängen. Man weiß, 
dass Krankheit, Alter oder Unfall das eigene Leben verändern können. Trotzdem bleibt Pflege für viele ein Thema der 
anderen: der sehr Alten, der Familien mit akuter Belastung, der Heime, der Sozialpolitik. Erst wenn ein Elternteil stürzt, ein 
Partner dement wird oder ein Heimplatz gesucht werden muss, wird sichtbar, wie teuer, kompliziert und emotional belastend 
Pflege ist. Dann stellt sich häufig eine Frage, die viele überrascht: Warum deckt die Pflegeversicherung nicht alle Kosten?

Der Grund liegt in ihrer Konstruktion. Die Pflegeversicherung ist in vielen Systemen keine Vollversicherung, sondern eher 
eine Teilkaskoversicherung. Sie übernimmt bestimmte Leistungen oder Zuschüsse, aber nicht automatisch alle Kosten, die 
im Pflegefall entstehen. Diese Begrenzung sollte ursprünglich verhindern, dass Beiträge unbezahlbar werden. Gleichzeitig 
bedeutet sie, dass Pflegebedürftige und ihre Familien Eigenanteile tragen müssen. Was politisch als Balance zwischen 
Solidarität und Eigenverantwortung gedacht war, wird in der Praxis zunehmend zur Belastungsfrage.

Der Druck steigt aus mehreren Richtungen. Erstens nimmt durch demografischen Wandel die Zahl pflegebedürftiger 
Menschen zu. Wenn geburtenstarke Jahrgänge älter werden, wächst der Bedarf an ambulanter und stationärer Versorgung. 
Zweitens steigen die Personalkosten, nicht zuletzt weil bessere Löhne in der Pflege dringend notwendig sind. Wer über 
Fachkräftemangel klagt, aber Pflegearbeit schlecht bezahlt, widerspricht sich selbst. Drittens werden medizinische, 
technische und organisatorische Anforderungen komplexer. Pflege ist nicht nur „Hilfe im Alltag“, sondern häufig 
anspruchsvolle Versorgung mit Dokumentation, Medikamentenmanagement, Mobilisation, Demenzbetreuung und 
Koordination.

Diese Entwicklungen erzeugen ein Finanzierungsproblem. Wenn Leistungen ausgeweitet und Löhne verbessert werden, 
steigen die Kosten. Werden Beiträge erhöht, belastet das Beschäftigte und Arbeitgeber. Werden Eigenanteile erhöht, trifft es 
Pflegebedürftige und Familien. Werden Leistungen begrenzt, leidet möglicherweise die Versorgungsqualität. Jede Option hat 
politische Nebenwirkungen. Genau deshalb ist Pflegeversicherung ein schwieriges Feld: Alle wollen bessere Pflege, aber 
niemand möchte die vollen Kosten tragen.

Besonders umstritten sind Eigenanteile in Pflegeheimen. Sie können je nach Region und Einrichtung erheblich sein und über 
Jahre Vermögen aufbrauchen. Für manche Familien bedeutet das, dass Ersparnisse, die eigentlich für Sicherheit im Alter 
gedacht waren, schnell schrumpfen. Wenn das Geld nicht reicht, kann Sozialhilfe notwendig werden. Das ist rechtlich 
vorgesehen, wird aber von vielen Menschen als sozialer Abstieg empfunden. Pflegebedürftigkeit wird dann nicht nur 
körperlich oder psychisch belastend, sondern auch finanziell existenzbedrohend.

Die Debatte über Eigenanteile berührt den Kern solidarischer Sicherungssysteme. Solidarität bedeutet, dass Risiken 
gemeinsam getragen werden, weil niemand sicher weiß, wen sie treffen. Doch Solidarität hat Grenzen, wenn Beiträge 
steigen und jüngere Generationen das Gefühl bekommen, immer mehr Lasten tragen zu müssen. Gleichzeitig ist es schwer 
zu rechtfertigen, dass Menschen nach einem langen Erwerbsleben im Pflegefall hohe Eigenanteile zahlen und auf 
Sozialhilfe angewiesen sein können. Generationengerechtigkeit lässt sich daher nicht einfach gegen die Interessen der 
Pflegebedürftigen ausspielen. Beide Perspektiven sind berechtigt und politisch unbequem.

Eine Reformoption wäre, Eigenanteile stärker zu begrenzen. Das würde Pflegebedürftige finanziell entlasten, müsste aber 
durch höhere Beiträge oder Steuermittel finanziert werden. Eine andere Option wäre eine Pflegevollversicherung, die alle 
pflegebedingten Kosten übernimmt. Sie könnte mehr Sicherheit schaffen, wäre aber teuer und würde die Frage aufwerfen, 
welche Leistungen genau umfasst sein sollen. Eine stärkere Steuerfinanzierung könnte gesamtgesellschaftliche 



Verantwortung betonen, würde aber mit anderen öffentlichen Aufgaben konkurrieren. Private Vorsorge wiederum setzt 
voraus, dass Menschen genug Einkommen haben, um zusätzlich sparen zu können. Gerade diejenigen mit niedrigen 
Einkommen wären dann erneut benachteiligt.

Hinzu kommt die Frage der Qualität. Kostenbegrenzung darf nicht dazu führen, dass Pflegekräfte noch stärker belastet oder 
Bewohner schlechter versorgt werden. Wenn Eigenanteile gedeckelt werden, ohne die Gesamtfinanzierung zu klären, 
entsteht Druck an anderer Stelle. Einrichtungen könnten Investitionen verschieben, Personal knapp halten oder Leistungen 
reduzieren. Eine Reform muss daher Finanzierung, Qualität und Arbeitsbedingungen zusammendenken. Pflegepolitik ist 
kein Rechentrick, bei dem man Kosten nur von einer Spalte in eine andere verschiebt.

Politische Zumutungen entstehen, weil jede ehrliche Lösung jemandem etwas abverlangt. Beitragszahler müssten 
möglicherweise mehr zahlen. Steuerzahler müssten zusätzliche Mittel bereitstellen. Vermögendere Haushalte könnten 
stärker beteiligt werden. Familien müssten anerkennen, dass private Pflegebereitschaft nicht unbegrenzt belastbar ist. Der 
Staat müsste entscheiden, welche Versorgung als öffentliches Versprechen gilt. Diese Fragen sind unangenehm, aber ihre 
Vermeidung macht das Problem nicht kleiner. Wer Pflegekosten nur vertagt, verlagert sie auf spätere Haushalte, Angehörige 
oder Pflegebedürftige.

Die Pflegeversicherung steht deshalb nicht nur finanziell unter Druck, sondern auch begrifflich. Was soll sie sein: eine 
begrenzte Hilfe, eine solidarische Absicherung gegen existenzielle Risiken oder ein umfassendes Versprechen würdiger 
Versorgung? Solange diese Frage unklar bleibt, erscheinen Reformen widersprüchlich. Mal wird mehr Solidarität gefordert, 
mal mehr Eigenverantwortung, mal bessere Löhne, mal stabile Beiträge. All diese Ziele sind verständlich, aber nicht 
gleichzeitig ohne Konflikte erreichbar.

Eine alternde Gesellschaft muss daher offener darüber sprechen, was Pflege kosten darf, wer dafür zahlt und welche 
Risiken gemeinsam getragen werden sollen. Der schwierigste Schritt besteht nicht darin, die Kosten zu berechnen. Er 
besteht darin, politische Zumutungen ehrlich zu benennen. Pflege ist kein Randthema für Ausnahmefälle. Sie ist ein 
Prüfstein dafür, ob Solidarität auch dann gilt, wenn sie teuer wird.
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C1.2

Fragen zum Text

1. Warum verdrängen viele Menschen das Risiko der Pflegebedürftigkeit?

2. Warum deckt die Pflegeversicherung nicht automatisch alle Kosten?

3. Was bedeutet Eigenanteil in diesem Kontext?

4. Warum war die Begrenzung der Leistungen ursprünglich nachvollziehbar?

5. Welche drei Faktoren erhöhen den finanziellen Druck auf die Pflegeversicherung?

6. Warum sind bessere Löhne in der Pflege zugleich notwendig und kostensteigernd?



7. Warum ist Pflege mehr als „Hilfe im Alltag“?

8. Warum ist jede Finanzierungsoption politisch schwierig?

9. Warum sind Eigenanteile im Pflegeheim besonders umstritten?

10. Warum kann Sozialhilfe im Pflegefall als sozialer Abstieg empfunden werden?

11. Warum lässt sich Generationengerechtigkeit nicht einfach gegen Pflegebedürftige ausspielen?

12. Welche Reformoptionen nennt der Text?

13. Warum ist private Vorsorge sozial begrenzt?



14. Warum darf Kostenbegrenzung nicht isoliert betrachtet werden?

15. Was ist die zentrale Frage am Ende des Textes?
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C1.2

Multiple Choice

1. Warum überrascht viele Menschen die Höhe der Pflegekosten?

A) Weil sie Pflegebedürftigkeit oft erst im konkreten familiären Fall real erfassen.

B) Weil Pflegeversicherung immer alle Kosten übernimmt.
C) Weil Pflege grundsätzlich kostenlos ist.

D) Weil Eigenanteile gesetzlich verboten sind.

2. Was bedeutet Teilkaskoversicherung im Text?

A) Die Versicherung übernimmt nur begrenzte Leistungen oder Zuschüsse.

B) Die Versicherung übernimmt alle Pflegekosten vollständig.
C) Die Versicherung gilt nur für Kinder.

D) Die Versicherung ersetzt jede private Vorsorge.

3. Warum steigen Pflegekosten?

A) Durch demografischen Wandel, höhere Personalkosten und komplexere Versorgung.

B) Weil weniger Menschen pflegebedürftig werden.
C) Weil Pflegearbeit immer einfacher wird.

D) Weil Fachkräfte kostenlos arbeiten.

4. Was ist der politische Zielkonflikt bei besseren Löhnen?

A) Bessere Löhne sind nötig, erhöhen aber die Finanzierungslast.

B) Bessere Löhne senken automatisch alle Kosten.
C) Bessere Löhne verschlechtern immer Qualität.

D) Bessere Löhne haben nichts mit Fachkräftemangel zu tun.

5. Warum sind Eigenanteile problematisch?

A) Sie können Vermögen aufbrauchen und finanzielle Unsicherheit erzeugen.

B) Sie betreffen nie Pflegebedürftige.
C) Sie sind immer symbolisch niedrig.

D) Sie werden vollständig von Arbeitgebern bezahlt.

6. Was macht die Reformdebatte schwierig?

A) Jede Lösung belastet andere Gruppen oder Bereiche.

B) Alle Ziele lassen sich konfliktfrei erreichen.
C) Pflegekosten können ignoriert werden.

D) Qualität spielt keine Rolle.



7. Welche Aussage zur Pflegevollversicherung ist texttreu?

A) Sie könnte mehr Sicherheit schaffen, wäre aber teuer.

B) Sie wäre kostenlos.
C) Sie würde Pflegebedürftigkeit abschaffen.

D) Sie ersetzt automatisch alle Fachkräfte.

8. Warum ist private Vorsorge keine ausreichende Lösung für alle?

A) Weil sie ausreichendes Einkommen voraussetzt.

B) Weil alle Menschen gleich viel sparen können.
C) Weil niedrige Einkommen dadurch besonders geschützt wären.

D) Weil sie keinerlei soziale Unterschiede erzeugt.

9. Warum muss Qualität in Finanzierungsreformen mitgedacht werden?

A) Weil Kostenbegrenzung sonst Personal und Versorgung belasten kann.

B) Weil Qualität nichts kostet.
C) Weil Pflegeeinrichtungen keine Investitionen brauchen.

D) Weil Bewohner keine Leistungen benötigen.

10. Was meint der Text mit politischer Zumutung?

A) Jede ehrliche Lösung verlangt bestimmten Gruppen reale Belastungen ab.

B) Pflegepolitik kann ohne Konflikte reformiert werden.
C) Kosten verschwinden durch spätere Berechnung.

D) Solidarität ist immer kostenlos.
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C1.2

Ordne zu

A B

Pflegeversicherung ist häufig als Teilkaskoversicherung konstruiert.

Eigenanteile belasten Pflegebedürftige und Familien direkt.

Demografischer Wandel erhöht die Zahl pflegebedürftiger Menschen.

Personalkosten steigen, wenn bessere Löhne gezahlt werden.

Fachkräftelücke kann durch schlechte Bezahlung verschärft werden.

Pflegeleistungen müssen finanziert und begrenzt werden.

Sozialhilfe kann im Pflegefall als sozialer Abstieg erlebt werden.

Generationengerechtigkeit betrifft Beitragszahler und Pflegebedürftige zugleich.

Gedeckelte Eigenanteile entlasten Betroffene, brauchen aber
Gegenfinanzierung.

Pflegevollversicherung könnte Sicherheit schaffen, wäre aber teuer.

Steuerfinanzierung betont gesamtgesellschaftliche Verantwortung.

Private Vorsorge setzt ausreichendes Einkommen voraus.

Kostenbegrenzung darf Versorgungsqualität nicht untergraben.

Pflegekräfte dürfen nicht durch Reformtricks zusätzlich belastet
werden.

Reformdebatten verschieben oft Kosten zwischen Gruppen.

Politische Zumutungen müssen ehrlich benannt werden.

Solidarität bedeutet gemeinsame Risikoteilung.

Eigenverantwortung stößt bei existenziellen Pflegekosten an Grenzen.

Finanzierungslücken entstehen durch steigende Bedarfe und begrenzte
Einnahmen.

Öffentliche Verantwortung fragt, welche Pflege als gesellschaftliches Versprechen
gilt.

Pflegepolitik ist kein bloßer Rechentrick.



A B

Beitragsanhebungen belasten Beschäftigte und Arbeitgeber.
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C1.2

Bringe in die richtige Reihenfolge

Nr. Satz / Ereignis Reihenfolge

1. Danach wird die Pflegeversicherung als Teilkaskosystem erklärt.  

2. Der Text beginnt mit der Verdrängung des Pflegerisikos im Alltag.  

3. Später werden Eigenanteile in Pflegeheimen als besonders umstritten
dargestellt.

 

4. Anschließend wird die Überraschung vieler Betroffener über ungedeckte
Kosten beschrieben.

 

5. Zum Schluss wird Solidarität als Prüfstein einer alternden Gesellschaft
verstanden.

 

6. Danach werden demografischer Wandel, Personalkosten und komplexere
Pflege als Kostentreiber analysiert.

 

7. Es wird erklärt, warum jede Finanzierungsoption politische Nebenwirkungen
hat.

 

8. Der Text behandelt anschließend die Spannung zwischen
Generationengerechtigkeit und Schutz Pflegebedürftiger.

 

9. Später werden Reformoptionen wie gedeckelte Eigenanteile,
Vollversicherung und Steuerfinanzierung diskutiert.

 

10. Danach wird private Vorsorge als sozial begrenzte Lösung eingeordnet.  

11. Der Text betont, dass Kostenbegrenzung Qualität und Arbeitsbedingungen
nicht gefährden darf.

 

12. Ein weiterer Schritt ist die Benennung politischer Zumutungen für
unterschiedliche Gruppen.

 

13. Am Ende wird gefragt, was Pflegeversicherung eigentlich sein soll.  
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C1.2

Finde den Fehler im Inhalt

1. Die Pflegeversicherung übernimmt laut Text automatisch alle Pflegekosten.

2. Eigenanteile spielen im Pflegefall keine Rolle.

3. Der demografische Wandel senkt den Pflegebedarf.

4. Bessere Löhne in der Pflege sind laut Text unnötig und kostenneutral.

5. Pflege besteht nur aus einfacher Alltagshilfe.

6. Sozialhilfe im Pflegefall wird immer als völlig unproblematisch empfunden.



7. Private Vorsorge schützt alle Einkommensgruppen gleichermaßen.

8. Kostenbegrenzung kann ohne Folgen für Qualität und Arbeitsbedingungen erfolgen.

9. Pflegepolitik kann Kosten einfach verschwinden lassen.

10. Der Text behauptet, Solidarität sei nur wichtig, solange sie nichts kostet.
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C1.2

Schreibaufgabe

260-320 Wörter

Erörtere, warum die Finanzierung der Pflegeversicherung zu einem Konflikt zwischen Solidarität, Eigenverantwortung und
Generationengerechtigkeit wird. Gehe auf Eigenanteile, Personalkosten, Reformoptionen, Qualität und politische
Zumutungen ein.
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C1.2

Lösungen

Fragen zum Text

1. Sie wissen theoretisch um das Risiko, erleben Pflege aber oft als Thema anderer Menschen, bis sie selbst
betroffen sind.

2. Weil sie als begrenzte Teilkaskoversicherung konstruiert ist und nur bestimmte Leistungen oder Zuschüsse
übernimmt.

3. Eigenanteil bedeutet, dass Pflegebedürftige oder ihre Familien einen Teil der Pflegekosten selbst tragen müssen.

4. Sie sollte verhindern, dass Beiträge für die Pflegeversicherung unbezahlbar werden.

5. Demografischer Wandel, steigende Personalkosten und komplexere Anforderungen an Pflege erhöhen den Druck.

6. Sie sind notwendig gegen Fachkräftemangel und geringe Anerkennung, erhöhen aber die Ausgaben des Systems.

7. Pflege umfasst oft Dokumentation, Medikamentenmanagement, Mobilisation, Demenzbetreuung und Koordination.

8. Weil höhere Beiträge, höhere Eigenanteile, begrenzte Leistungen oder Steuerfinanzierung jeweils unterschiedliche
Gruppen belasten.

9. Sie können über Jahre Vermögen aufbrauchen und Pflegebedürftige finanziell stark belasten.

10. Obwohl sie rechtlich vorgesehen ist, empfinden viele Menschen sie nach einem langen Erwerbsleben als Verlust
von Sicherheit und Status.

11. Weil sowohl die Belastung jüngerer Beitragszahler als auch der Schutz pflegebedürftiger Menschen berechtigte
Anliegen sind.

12. Der Text nennt gedeckelte Eigenanteile, Pflegevollversicherung, stärkere Steuerfinanzierung und private Vorsorge.

13. Sie setzt ausreichendes Einkommen voraus und benachteiligt Menschen mit niedrigen Einkommen.

14. Sie darf nicht zu schlechterer Versorgung, verschobenen Investitionen oder stärkerer Belastung von Pflegekräften
führen.

15. Die zentrale Frage ist, ob Solidarität auch dann gilt, wenn Pflege teuer wird.

Multiple Choice

1. A) Weil sie Pflegebedürftigkeit oft erst im konkreten familiären Fall real erfassen.

2. A) Die Versicherung übernimmt nur begrenzte Leistungen oder Zuschüsse.

3. A) Durch demografischen Wandel, höhere Personalkosten und komplexere Versorgung.

4. A) Bessere Löhne sind nötig, erhöhen aber die Finanzierungslast.

5. A) Sie können Vermögen aufbrauchen und finanzielle Unsicherheit erzeugen.

6. A) Jede Lösung belastet andere Gruppen oder Bereiche.

7. A) Sie könnte mehr Sicherheit schaffen, wäre aber teuer.

8. A) Weil sie ausreichendes Einkommen voraussetzt.
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C1.2

Lösungen

Multiple Choice (Fortsetzung)

9. A) Weil Kostenbegrenzung sonst Personal und Versorgung belasten kann.

10. A) Jede ehrliche Lösung verlangt bestimmten Gruppen reale Belastungen ab.

Zuordnung

1. 1. Pflegeversicherung — ist häufig als Teilkaskoversicherung konstruiert.

2. 2. Eigenanteile — belasten Pflegebedürftige und Familien direkt.

3. 3. Demografischer Wandel — erhöht die Zahl pflegebedürftiger Menschen.

4. 4. Personalkosten — steigen, wenn bessere Löhne gezahlt werden.

5. 5. Fachkräftelücke — kann durch schlechte Bezahlung verschärft werden.

6. 6. Pflegeleistungen — müssen finanziert und begrenzt werden.

7. 7. Sozialhilfe — kann im Pflegefall als sozialer Abstieg erlebt werden.

8. 8. Generationengerechtigkeit — betrifft Beitragszahler und Pflegebedürftige zugleich.

9. 9. Gedeckelte Eigenanteile — entlasten Betroffene, brauchen aber Gegenfinanzierung.

10. 10. Pflegevollversicherung — könnte Sicherheit schaffen, wäre aber teuer.

11. 11. Steuerfinanzierung — betont gesamtgesellschaftliche Verantwortung.

12. 12. Private Vorsorge — setzt ausreichendes Einkommen voraus.

13. 13. Kostenbegrenzung — darf Versorgungsqualität nicht untergraben.

14. 14. Pflegekräfte — dürfen nicht durch Reformtricks zusätzlich belastet werden.

15. 15. Reformdebatten — verschieben oft Kosten zwischen Gruppen.

16. 16. Politische Zumutungen — müssen ehrlich benannt werden.

17. 17. Solidarität — bedeutet gemeinsame Risikoteilung.

18. 18. Eigenverantwortung — stößt bei existenziellen Pflegekosten an Grenzen.

19. 19. Finanzierungslücken — entstehen durch steigende Bedarfe und begrenzte Einnahmen.

20. 20. Öffentliche Verantwortung — fragt, welche Pflege als gesellschaftliches Versprechen gilt.

21. 21. Beitragsanhebungen — belasten Beschäftigte und Arbeitgeber.

22. 22. Pflegepolitik — ist kein bloßer Rechentrick.

Reihenfolge

1. 1. Der Text beginnt mit der Verdrängung des Pflegerisikos im Alltag.
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C1.2

Lösungen

Reihenfolge (Fortsetzung)

2. 2. Anschließend wird die Überraschung vieler Betroffener über ungedeckte Kosten beschrieben.

3. 3. Danach wird die Pflegeversicherung als Teilkaskosystem erklärt.

4. 4. Danach werden demografischer Wandel, Personalkosten und komplexere Pflege als Kostentreiber analysiert.

5. 5. Es wird erklärt, warum jede Finanzierungsoption politische Nebenwirkungen hat.

6. 6. Später werden Eigenanteile in Pflegeheimen als besonders umstritten dargestellt.

7. 7. Der Text behandelt anschließend die Spannung zwischen Generationengerechtigkeit und Schutz
Pflegebedürftiger.

8. 8. Später werden Reformoptionen wie gedeckelte Eigenanteile, Vollversicherung und Steuerfinanzierung diskutiert.

9. 9. Danach wird private Vorsorge als sozial begrenzte Lösung eingeordnet.

10. 10. Der Text betont, dass Kostenbegrenzung Qualität und Arbeitsbedingungen nicht gefährden darf.

11. 11. Ein weiterer Schritt ist die Benennung politischer Zumutungen für unterschiedliche Gruppen.

12. 12. Am Ende wird gefragt, was Pflegeversicherung eigentlich sein soll.

13. 13. Zum Schluss wird Solidarität als Prüfstein einer alternden Gesellschaft verstanden.

Fehler finden

1. Sie übernimmt nur bestimmte Leistungen oder Zuschüsse und funktioniert eher als Teilkaskoversicherung.

2. Eigenanteile können Pflegebedürftige und Familien erheblich belasten.

3. Der demografische Wandel erhöht den Pflegebedarf.

4. Bessere Löhne sind notwendig, erhöhen aber die Finanzierungslast.

5. Pflege umfasst auch Dokumentation, Medikamentenmanagement, Demenzbetreuung und Koordination.

6. Viele Menschen erleben sie als sozialen Abstieg.

7. Private Vorsorge setzt ausreichendes Einkommen voraus und benachteiligt niedrige Einkommen.

8. Kostenbegrenzung muss Qualität, Personal und Investitionen mitbedenken.

9. Sie kann Kosten nur verteilen, finanzieren oder verschieben.

10. Der Text fragt, ob Solidarität auch dann gilt, wenn sie teuer wird.
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